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badischer Landtag.

VS. öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Mittwoch, den 13 . Juni 1900 .

(Ausführlicher Bericht. — Schluß .)
Generaldirekwr der Großh . Badischen Staatseisenbahnen

Stastsrath Ciseulohr : Tie Petitionskommission habe
die Eingabe der Betriebsunternehmer badischer Handels-
mühlcn in eingehendster und wohlwollendster Weise ge¬
würdigt. Sie sei dabei , soweit es sich um die Tarifirung
von Getreide und Mehl handle — und darüber allein
könne er hier das Wort ergreifen — zu demselben Er¬
gebnis gelangt , wie die Großh . Regierung . Es sei im
Berichte zwar angeführt , daß die Kommission nicht ver¬
kenne , daß nicht alle für die Ablehnung des bayrischen
Antrags von der badischen Generaldirektion vorgebrachten
Gründe einwandfrei und durchschlagend seien ; der Herr
Berichterstatter habe aber ausgeführt , daß jedenfalls zwei
Gründe auch von der Kommission als maßgebend erkannt
wurden, einmal die Befürchtung, daß bei Annahme des
bayrischen Vorschlages die Gefahr der Unterdrückung der
Kleimnühlkn noch näher gerückt würde, und zweitens daß
von einer Höhertarifirung des Mehls eine Vertheuerung
des Brodes zu erwarten sei .

Aber auch abgesehen hiervon habe die Kommission an¬
erkannt, daß zur Zeit eine allgemeine Höhertarifirung des
Mehls auf den deutschen Bahnen nicht zu erreichen sei
und daß eine Höhertarifirung des Mehls auf den badi¬
schen Bahnen allein wirkungslos sein würde, wirkungslos,
soweit es sich um die Mühlenindustrie handle. Die
Wirkung würde lediglich in einer Schädigung der Eisen¬
bahninteressen bestehen , weil eben die Mehltransporte ,
soweit sie sich der nichtbadischen Linien bedienen könnten ,
unserem Bahnnetz verloren gingen.

In etwas entschiedenerer Weise habe sich der Herr
Abg . Pfefferte und der Herr Abg . Fischer gegen den
Standpunkt der Eisenbahnverwaltung in der Frage der
Tarifirung gewendet . Von beiden Seiten seien der
Eisenbahnverwaltung aber Motive untergeschoben worden ,
welche ihr fern lägen. Der Herr Abg. Pfefferte vermisse
die Sympathie für die Schwachen , er habe geglaubt , weil
die Kleinmühlen die Schwächeren seien, hätte die Eisen¬
bahnverwaltung für die Erfüllung ihres Wunsches ein-
treten sollen. Er — Redner — bestreite entschieden,
daß Mangel an Sympathie für das Kleinmühlengewerbe
ausschlaggebend für die Eisenbahnverwaltung gewesen sei .
Diese habe durchaus die gleiche Sympathie für die In¬
teressen der Kleinmühlen — und was damit Zusammen¬
hänge — für die Interessen der Landwirthschaft; aber sie
habe , nachdem sie auf Grund gewissenhaftester und ein¬
gehendster Prüfung zu dem Ergebniß gelangt sei , daß
auf dem angestrebten Wege den Petenten nicht zu helfen
sei, , geglaubt , gegen eine Höhertarifirung des Mehls
-stimmen zu müssen.

Der Herr Abg . Fischer habe getadelt , daß die Eisen¬
bahnverwaltung das fiskalische Interesse allzusehr in den
Vordergrund gestellt habe . Allein , wenn fiskalische In¬
teressen irgendwie maßgebend gewesen wären , hätte doch
die Eisenbahnverwaltung für den bayrischen Antrag ein-
treten müssen . Denn wenn die Höhertarifirung des Mehles
auf allen Bahnen zur Durchführung gekommen wäre,
hätte sie doch zweifellos höhere Einnahmen zu erwarten
gehabt .

Man möge nun über die Frage , in welcher Weise dem
Mühlengewerbe zu helfen sei , denke wie man wolle ; unter
allen Umständen werde das Hohe Haus überzeugt sein , daß
die Großh . Regierung und mit ihr auch die Großh .
Eisenbahnverwaltung der Frage die eingehendste Aufmerk¬
samkeit auch fernerhin widmen werde . Es sei die Mög¬
lichkeit nicht ausgeschlossen, daß bei einer anderen Ge¬
staltung unseres Zolltarifs und bei Abschluß neuer Han¬
delsverträge vielleicht einmal der Moment kommen werde ,
wo man der Frage näher zu treten habe , ob man nicht
den Interessen der Landwirthschaft und der Kleinmühlen
durch eine Ermäßigung der Getreidefrachten gerecht werden
könnte . Zur Zeit sei diese Frage nicht eine praktische und
es werde für die allernächste Zeit die Behandlung des
Gegenstandes für die Tarifkommission als auszeschieden
zu betrachten sein. Wenn aber der Moment gekommen
sei , werde die Großh . Regierung nicht verfehlen, zu prüfen,
ob durch eine Maßregel in der angedeuteten Richtung den
Interessen der Mühlenindustrie und der Landwirthschaft
gedient werden könne.

Ministerialrath Ballweg erklärt , daß die Finanz -
derwaltung zu der vorliegenden Frage eine wohlwollende
Stellung einnehme . Jedenfalls soll dem von dem Herrn
Abg . Klein geäußerten Wunsche schon jetzt in eine Nach¬
prüfung der Steuerveranlagung der Kleinmüller in der
Richtung einzutreten . ob etwa eine Erleichterung in der
Besteuerung möglich sei . entsprochen werden. In ebenso
EntgegenkommenderWeise werde sich die Großh . Regierung
seiner Zeit auch gegenüber der Frage bezüglich der Ein¬
schränkung beziehungsweise Aufhebung der Zollkredite ver¬
halten. Diese Frage habe sich auch insofern geändert,
als jetzt nach der vom Reichsschatzsekretär im Reichsschatz¬
amt anläßlich der Verhandlungen im Reichstag abge¬

gebenen Erklärung von einer allgemeinen Aufhebung
der Zollkredite die Rede ist , während früher , als die
Frage zur Erörterung gestellt wurde , nur die Aushebung
der Kredite für Getreide in Aussicht genommen war .
Damit sei die Stellungnahme der Großh . Regierung zu der
endgiltigen Regelung der Frage erleichtert .

Bezüglich der von dem Abg . Pfefferle zur Sprache
gebrachten Vergünstigungen, dieaus der Ausfuhr von Getreide
beziehungsweise Mehl in das Ausland den Großmüllern
erwachsen sollen , macht Redner auf den Artikel aufmerk¬
sam , der anläßlich der Generalversammlung des Ver¬
bandes deutscher Müller in Frankfurt a . M . erschienen
ist, in welchem darauf hingewiesen wird, daß mit dem
neuen Zollregulativ vom 1 . Januar d . I . diese Nach¬
theile , die unter dem früheren Regulativ bestanden hätten ,
beseitigt seien . Seit Einführung des neuen Regulativ ,
sei jedenfalls so viel festgestellt, daß die Ausfuhr in den
letzten Monaten , etwa bis Mai des laufenden Jahren
sich erheblich gehoben hat , und es sei zu erwarten , daß
diese günstige Wirkung des neuen Abfertigungsverfahrens
auch für die Folge aufrecht erhalten wird. Seitens der
Zollverwaltung werden also , soweit sie von der ganzen
Frage berührt wird , die Vortheile der Großmühlen ent¬
weder durch Aufhebung oder Einschränkung des Zoll¬
kredits , wie sie in Aussicht steht , oder durch die günstige
Wirkung des neuen Zollregulativs auf ein Minimum
eingeschränkt.

Abg . Frank : Es werde von niemand bestritten werden
können , daß die Lage der Kleinmüller eine sehr mißliche
ist . Dadurch sei auch die Landwirthschaft sehr in Mit¬
leidenschaft gezogen. Der Wunsch der Müller nach einer
gestaffelten Umsatzsteuer treffe den Kern der Sache und
sei durchaus gerechtfertigt . Von der Vermögenssteuer sei
für das Müllergewerbe nicht viel zu hoffen ; die Groß¬
betriebe würden nur von der Umsatzsteuer empfindlich ge¬
troffen . Ein zweites Mittel zur Hebung ihrer Lage sehen
die Kleinmüller in der Aufhebung der Tarifgleichheit für
Getreide und Mehl . In dieser Hinsicht glaube er, daß
die Regierung zu keinem anderen Standpunkt kommen
konnte , als zu dem , welchen sie bei den Verhandlungen
der Tarifkommission eingenommen hat . Wäre Baden
allein vorgegangen , so hätte wohl die Eisenbahnkasse einen
bedeutenden Ausfall , die Müller aber keinen Nutzen ge¬
habt . Dagegen sei die dritte Forderung der Müller , die
Aufhebung der zollfreien Lager und der Zollkredite für
Mehl und Getreide durchaus gerechtfertigt . Die Regie¬
rung sollte daher im Bundesrath energisch darauf hin¬
wirken , daß in dieser Richtung endlich eine Aenderung
vorgenommen wird . Alle diese Mittel würden übrigens
in gewissem Maße nur sekundär wirken . Die Hauptsache
sei die Erhöhung der Getreidezölle . So lange das Aus¬
land unseren Getreidemarkt beherrscht , könne von einer
günstigen Lage der Landwirthschaft und damit auch der
Kleinmüller keine Rede sein . Nur wenn es dem Bauer
wieder besser geht , steht auch der Müller besser. Die
Regierung sollte daher im Bundesrath auf eine Erhöhung
der Getreidezölle hinwirken .

Abg . Fendrich gibt seiner Befriedigung darüber Aus¬
druck , daß die Wahrheiten, welche die Sozialdemokratie
propagirt , heute von allen Rednern vertreten worden
seien. Auch bei diesen Betrieben handle es sich lediglich
um die folgerichtige Entwicklung des Großkapitalismus .
Nicht der Markt , sondern die Ringe haben die Aufgabe,
die Produktion zu reguliren und die Ueberproduktion
hintanzuhalten. Bis jetzt sei der Beweis noch nicht
erbracht worden , daß dann , wenn man dem Kleingewerbe
dadurch aufhilft , daß man die Großbetriebe vernichtet ,
die Preise nicht steigen. Erfahrungsgemäß hat jede Be¬
steuerung großer Betriebe gezeigt , daß es nur ein An¬
sporn für sie war , ihre Thätigkeit zu verdoppeln.
Interessant sei es , daß die Petition der kleinen Müller
sage , nicht ein Bedürfniß zum Großbetrieb liege vor,
sondern die rohe Form großkapitalistischer Spekulation
habe diese Betriebe ins Leben gerufen . Das ist aber
nur eine Etappe in der Entwickelung . Ehemals haben
noch kleinere gegen die heutigen Petenten den gleichen
Vorwurf erhoben .

Abg . Greifs betont , daß erzwar mit der Einbringung
der Petition der Heidelberger Handelskammer nicht ein¬
verstanden gewesen sei ; doch müsse er als Mitglied der¬
selben gegen die Angriffe des Abg . Fischer protestiren.
Die Petition kam nicht zu Stande aus Mangel an
Sympathie für die Kleinmüller, sondern weil die Kammer
überzeugt war , daß mit den vorgeschlagenen Mitteln den
Kleinmüllern nicht geholfen ist , Wohl aber die Großbetriebe
schwer geschädigt würden . Den Rückgang der Kleinmühlen
schreibe er zum größten Theil der unrichtigen Veranlagung
bei der Besteuerung zu .

Nach kurzer Erwiderung des Abg . Fischer I auf die
Bemerkungen der Abgg . Fendrich und Greifs und nach
einem Schlußwort des Berichterstatters Abg . Rohrhurst ,
in welchem er der Regierung und dem Hause für die
Aufnahme des Antrages dankt , und hervorhebt, daß die
Kommission selbst bedauert habe , aus Grund der gegen¬
wärtigen Verhältnisse nicht weitergehende Anträge stellen
zu können , wird der Kommisfionsantrag einstimmig an¬
genommen .

Schluß der Sitzung 12 Uhr.

S3 . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Freitag , den 15 . Juni 1900.

(Ausführlicher Bericht .)
Am Regierungstisch : Minister des Innern vr .

Eisenlohr .
Präsident Gönner eröffnet um */i11 Uhr die

Sitzung .
Eingegangen ist eine Eingabe der badischen Handels¬

kammern, betreffend die Steuerreform.
Zur Berathung steht zunächst der mündliche Bericht

der Verfassungskommission über den Gesetzentwurf , be¬
treffend Aenderung und Ergänzung einiger Bestimmungen
der Städteordnung .

Berichterstatter Abg . vr . Heimburger führt aus :
Die Kommission habe zu dem Gesetzentwurf dieselbe Stel¬
lring eingenommen wie auf dem letzten Landtag , indem
sie demselben in den meisten Fällen zustimmte und nur
den 8 36a ablehnte. Immerhin verschloß sich auch die
Kommission nicht dem Gedanken , daß eine Erleichterung
des Wahlgeschäfts wünschenswerth sei . Sie glaubte dieses
Ziel aber auch ohne den vorgeschlagenen 8 36a erreichen
zu können dadurch , daß dem Absatz 4 des 8 36 folgende
Fassung gegeben wird :

„ Die Wahl leiten eine oder mehrere Wahlkommissionen ,
die der Stadtrath ernennt.

"

Das Nähere wäre durch Verordnung zu bestimmen .
Neu hat sie diesmal die Sechstelung anstatt der Zwölf-

telung vorgeschlagen . In 8 43 wurde eine kleine Aende¬
rung redaktioneller Natur vorgenommen .

Abg. vr . Wilckens ist mit den vorgeschlagenen Aende -
rungen einverstanden . Insbesondere würde er die Annahme
des 8 40 , nach welchem die Erneuerungs- und Ergänzungs¬
wahlen in derselben Wahlhandlung vorgenommen werden
sollen , begrüßen. Auch halte er es für wünschenswerth ,
daß die zu den 88 15 , 33 , 36 und 43 vorgeschlagenen
Aenderungen angenommen werden . Ebenso habe er nichts
dagegen , wenn der 8 36 a . in die Städteordnung nicht
ausgenommen wird . Dagegen könne er mit seinen
Freunden der im 8 35 vorgeschlagene Aenderung
der Klasseneintheilung in der Richtung , daß an Stelle
der bisherigen Zwölftelung die Sechstelung tritt , nicht
beitreten . Die Gründe für ihre Haltung seien seinerzeit
im Bericht des Abg . Straub ausführlich dargelegt . Redner
bespricht dieselben eingehend und schließt : Falls das Ge¬
setz mit dieser Beschwerung durchgeht , würden sie gegen
das ganze Gesetz stimmen .

Minister des Innern vr . Eisenlohr : Mit den
redaktionellen Aenderungen , die die verehelicheKommission
an dem Regierungsentwurf vorgenommen hat , kann ich
mich durchaus einverstanden erklären . Lebhaft bedauere
ich , daß 8 36 , welcher die Bildung von Wahlbezirken
den Städten freigeben will , diesmal wieder keinen Beifall
bei der verehrlichen Kommission gefunden hat . Die
Städte haben eine außerordentliche Kraft sich auszudehnen,
und eine starke Lust , sich auszudehnen ; und es vergehst
kaum ein Jahr , so sehen wir , daß eine in der Nähe einer
Stadt gelegene Ortschaft von der Stadtgemeinde absorbirt
wird . Mannheim hat Käferthal und Neckarau annektirt,
es wird wahrscheinlich auch Rheinau annektiren ; nach
Seckenheim hat es auch begehrliche Augen geworfen . In
Heidelberg spricht man davon , daß Handschuhsheim mit
der Stadt vereinigt werden soll , in Pforzheim Brötzingen,
in Karlsruhe tritt der Moment ja unzweifelhaft heran,
wo die Gemeinde Beiertheim , nachdem ihre ganze Ge¬
markung allmählich aufgekauft wurde , mitsammt ihren
durch den Verkauf angesammelten Schätzen von der Stadt
Karlsruhe wieder absorbirt werden wird . Da sollte man
doch meinen , bei einer solchen außerordentlichen Aus¬
dehnung der Städte bei der Zusammensetzung der
Städte aus ganz getrennt liegenden , mit besonderen
Interessen versehenen Ortsstellen sei es höchst zweck¬
mäßig , wenn diese Ortstheile auch besondere Wahl¬
bezirke bilden. Ich halte daran fest , daß z . B . die
Einwohner von Neckarau ganz bestimmte Sonder¬
rechte haben , die sie gegenüber der Stadt geltend machen
können . Diese Sonderinteressen zu vertreten , haben sie
aber Niemand , wenn etwa die Mehrheit in Mannheim
beschließen würde, keine Neckarauer in die Gemeinde¬
vertretung zu wählen . Hierzu kommt aber weiter, daß
das gegenwärtig bestehende Wahlrecht in den Städten
das allerschlimmste ist , das bestehen kann , es ist das
Listenwahlrecht mit relativer Mehrheit. In Mannheim
sollen 12 000 Wähler 16 Abgeordnete in die Stadtver -
verordnetenversammlung wählen . Hier liegt es aus der
Hand , daß eine Wahl zu den verkehrtesten Ergebnissen
führen könnte , wenn nicht Agitationskommissionen auf-
treten würden, die die Listen aufstellen und die dann
dem Wähler vorschreiben : Diese 16 Männer werden ge¬
wählt und keine anderen oder du riskirst , daß du umsonst
wählst . Und das System ist umso schlimmer, als die
relative Mehrheit entscheidet und es eintreten kann, daß
eine kleine Minderheit , weil sie eine Stimme mehr hat
als eine andere Partei , ihre 16 Stadtverordneten durch¬
setzt und die übrigen leer ausgehen . Das sind die
Gründe , die mich bewogen haben , abermals vorzuschlageu,
man möge den Städten doch das Recht geben, Wahl -



bezirke zu bilden. Ich habe mich enthalten , Wahlbezirke
vorzuschreiben , ich habe dies lediglich der Autonomie der
Städte , auf die man doch sonst einen sehr großen Werth
legt, anheimgestellt. Und ich bedauere sehr , daß die
Kommission den Städten dieses Recht vorenthalten will
und erklärt : es dürfen keine Wahlbezirke gebildet werden .

Was endlich den Vorschlag betrifft, den 8 35 zu ändern,
so bedauere ich sehr , ihn ganz entschieden ablehnen zu
müssen . Es ist zwar für mich eine höchst erfreuliche Er¬
scheinung gewesen , daß der Herr Heimburger und seine
Freunde hier auf das allgemeine gleiche Wahlrecht der
Bürger und auf die direkte Wahl keinen Werth legt , daß
er zugeden will : Hier finden indirekte Wahlen statt , und
hier findet sogar eine Klassenwahl statt. Das ist ja eine
erfreuliche Annäherung an die Ansichten , die die Regie¬
rung vertritt . Aber mit dem , was er weiter vorgeschia-
gen hat , kann ich mich nicht einverstanden erklären . Will
man überhaupt einmal auf das Klassenwahlrecht eingehen ,
so bietet bekanntlich die Bildung der Klassen bedeutende
Schwierigkeiten . Zieht man nur das Steuerkapital und
den Umlagebetrag in Betracht, so kann es sich einstellen ,
daß die erste Klasse nur aus ganz wenigen Wählern be¬
steht , weil dieselben einen ganz außerordentlich hohen Be¬
trag von Umlagen aufzubringen haben . Das jetzige System
aber hat den Nachtheil, daß durch eine große Vermehrung
der ganz nieder Besteuerten und daß durch ein großes
Anwachsen des Vermögensbesitzes in der Hand der Höchst¬
besteuerten die ganze Einrichtung immer mehr und mehr
verkehrt wird und zuletzt das Resultat herauskommt, daß
in der Stadt Mannheim die dritten Wählerklasse an
dem Gemeindeaufwand beiträgt 5,81 Proz . , Karlsruhe
10,21 Proz . , Pforzheim 13,84 Proz . , Heidelberg 11,7
Proz . , Freiburg 12,6 Proz . Würde man nun von diesen
b/i der Wähler noch den dritten Theil in die zweite Klasse
hinaufschieben , und zwar den Theil , der die meisten Steuern
in der dritten Klasse zahlt , so würde zweifellos das Re¬
sultat herauskommen, daß in Mannheim die dritte Klasse
noch etwa 2 Proz . an den Gemeindeumlagen beizutragen
hätte . Auf diese Art der Vertheilung der Klassen kann
sich aber die Großh . Regierung nicht einlassen und dieser
Paragraph ist deshalb für sie durchaus unannehmbar .
Ich räume ein , daß der Zeitpunkt nicht fern sein , wird,
wo man einmal an eine Revision der Städteordnung
denken kann, und da wird man ja auch Gelegenheit
haben, über dieses System sich zu äußern und zu be-
rathen . Aber gegenwärtig scheint mir der Moment sehr
unglücklich gewählt zu sein , eine einzelne Bestimmung hier
herauszugreifen, von einer solchen Tragweite in dem Augen¬
blick , wo wir vor einer Steuerreform stehen , die auf die
Gemeindebesteuerung den allergrößten Einfluß haben wird.
Denn wenn die Häuserkapitalien gewaltig in die Höhe
schnellen , wird es sich sehr fragen, wie künftig das Ein¬
kommen zu besteuern sein wird und ob man in der Ge¬
meindebesteuerung auf den Beizug der niedrigen Ein¬
kommen überhaupt vollständig verzichten kann . Das find
also Fragen , die einmal später erwogen werden müssen
und erwogen werden können , wenn man einmal zu einer
Revision der Städteordnung schreitet. In dem heutigen
Augenblick aber muß ich erklären , daß dieser Paragraph
für die Regierung durchaus unannehmbar ist .

Abg . Fischer I ist überrascht über die Erklärung des
Herrn Ministers , daß der gegenwärtige Moment der
ungeeignetste sei zur Vornahme von Abänderungen der
Städteverordnung . Er möchte doch daran erinnern,
daß das Amendement von der Regierung ausging und
wenn man einmal eine Aenderung vornehme , so sei es
ganz natürlich , daß man bei dieser Gelegenheit auch die
Mängel zu beseitigen suche , die man außerdem an der
Vorlage wahrnimmt .

Redner motivirt den ablehnenden Standpunkt seiner
Partei gegenüber dem 8 36a . Hinsichtlich der vorge¬
schlagenen Aenderungen zu 8 35 sei seine Partei der
Ansicht , daß in der III . Klasse ebensoviel Intelligenz
vorhanden ist , als in der ersten . Der Zweck der Klassen -
eintheilung wäre immer noch erreicht , wenn man der
niederen Klasse drei Sechstel zuweisen würde . Mit Rück¬
sicht auf die Erklärung des Herrn Ministers über die in
Aussicht stehende Revision der Städte -Ordnung dürfen
wir uns der Hoffnung hingeben , daß unser Antrag nicht
ungehört verhallen wird.

Abg . Dreesbach gibt namens seiner Freunde die
Erklärung ab . daß sie dem Gesetzentwurf wie er vorliegt,
zustimmen werden . Seine Partei sei entschiedener
Gegner der Klassenwahl und wenn sie hinsichtlich des
8 35 für den Antrag Heimburger stimme , so geschehe
dies keineswegs aus dem Grunde , weil sie etwa die
Klaffenwahl als solche überhaupt für gut finden . Ganz
entschieden möchte er sich im Interesse der Städte gegen
den 8 36a aussprechen . Die Interessengruppen, die sich
jetzt schon in den Städten zeigen , würde noch mehr als
bisher zur Geltung kommen , was er nicht für gut halten
würde. Die Gewählten sind Vertreter des Gesammtge -
meinwesens und dürfen keine Sonderinterefsen verfechten.
Er hoffe, daß dieser Paragraph wie in der Kommission ,
so auch im Plenum einstimmig abgelehnt wird. Der in
den verschiedenen Fällen angeführte Vergleich mit Mann¬
heim dürste in keinem Falle zutreffend sein. Er möchte
darauf Hinweisen, daß Mannheim jedenfalls mit seiner
Vertretung in den letzten Jahren nicht schlecht gefahren sei .
Denn das Oberhaupt der Stadt allein konnte unmöglich
ohne die treue Unterstützung der ihm beigegebenen Ge¬
meindevertretung das erreichen , was tatsächlich für die
Gemeinde Mannheim unstreitig erreicht worden ist . Bei
einer Bezirkseintheilung würden schließlich dann nur Be¬
zirks - und keine Gemeindeinteressen mehr vertreten werden .
Redner kommt auf die Gemeindewahlen in Ladenburg

und Seckenheim zu sprechen, welche bewiesen, daß es den
Bürgermeistern bei dem gegenwärtigen Wahlmodns fast
freistehe , ihren eigenen Wahlmodus festzustellen . Dadurch
schwinde das Rechtsbewußtsein im Volke.

Minister des Innern vr . Eisenlohr : Es kann gar
kein Zweifel darüber obwalten, daß nach dem gegen¬
wärtigen Gesetz das Verfahren , wie es in Ladenburg be¬
liebt wurde, unzulässig ist . Das hat auch der Ver¬
waltungsgerichtshof in einem ähnlichen Falle ausgesprochen .
Es muß da den Herren anheim gegeben werden , wieder
eine Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs herbeizu¬
führen.

Den Vorwurf , daß ich die Angelegenheit verschleppt
habe , muß ich ganz höflich abwehren. Ich habe den Ge¬
setzentwurf im Jahre 1898 vorgelegt , und die Kammer
hat ihn nicht berathen. Die Mannheimer Verhältnisse
kenne ich ganz genau, da ich mich sehr lebhaft für alles
interessire , was sich in dieser Stadt zuträgt . Ich weiß
deshalb, daß die dritte Klasse hervorragend einsichtige
Männer in die Stadtverordneten -Versammlung sendet
und daß aus ihrer Mitte Mitglieder in den Stadtrath
gewählt werden , denen die Stadt zu Dank verpflichtet ist .
Das ändert nicht , daß man gesetzliche Bestimmungen trifft ,
auch wenn es in Mannheim nicht ohne sie gehen würde.
Denn das Gesetz soll Vorsorge treffen auch für Fälle ,
wo es nicht gehen will. Deshalb habe ich auch vorge¬
schlagen, daß Wahlbezirke gebildet werden können ; denn ,
ob die Stadtverwaltung und die Parteien immer so
liebenswürdig Rücksicht auf die Gemeinde Neckarau nehmen ,
weiß man nicht . Die Gemeinde Neckarau legt vielleicht
auch Werth darauf , daß die Männer gewählt werden ,
die sie aussncht und nicht die , welche die Wahlkommission
in Mannheim aussucht .

Ich weiß , daß die Mannheimer Arbeiterbevölkerung
wesentlich beiträgt zu der hohen Blüthe , in der sich die
Stadt Mannheim befindet . Ich denke aber , der Herr
Abg . Dreesbach wird nicht verkennen , daß zu dieser hohen
Blüthe auch der Unternehmerstand, die Fabrikanten und
Kaufleute ihr gutes Theil beitragen. Das Zusammen¬
wirken von Arbeiterschaft und Unternehmerthum ist es ,
auf dem die Blüthe von Mannheim beruht. Ich möchte
wünschen , daß dieses Zusammenwirken immer erhalten
bleibt und auch in der Gemeindeverwaltung, wo es bis¬
her bestanden hat , was ich gerne anerkenne , auch ferner¬
hin bleiben möge .

Dem Herrn Abg . Fischer möchte ich bemerken , daß,
wenn die Klage , die er vorgebracht hat , daß Leute , die
erhebliche Steuern bezahlen — in Freiburg zahlt der
Höchstbesteuerte in der dritten Klasse 54 M . — mit den
Niederstbesteuerten stimmen müssen , so liegt das Mittel
zur Abhilfe darin , daß die Klasse in zwei Theile einge-
theilt wird . Dann werden die Herren zu ihrem Rechte
kommen , ohne daß sie in die zweite Klasse hinaufgeschoben
werden und eine Aenderung in der Wirksamkeit des Ge¬
setzes eintritt .

Ich bedauere , daß ich auf die Vorschläge , die die Kom¬
mission gemacht hat , nicht eingehen kann . Im übrigen
habe ich den lebhaften Wunsch , wenn dieser Paragraph
in der Ersten Kammer verworfen werden sollte , doch der
Rest des Gesetzes mit den Bestimmungen der Ersatzwahl
endlich zur Geltung komme.

Abg. vr . Heimburger kann keine Bestimmung im
Gesetz finden, wodurch auch die geistigen Interessen ge¬
wahrt werden . Die Listenwahl bringe gewiß Härten mit
sich ; eine Abhilfe könne aber nur durch eine radikale
Aenderung des Wahlrechts gebracht werden . Die Fol¬
gerung des Herrn Ministers , als ob er auf die direkte
Wahl keinen Werth lege und gegen das Klassenwahlrecht
nichts einzuwenden habe , halte er für einen schlechten
Witz . Es sei ihm nicht eingefallen , sich prinzipiell für
das Klassenwahlrecht auszusprechen . Wir sehen in der
Sechstelung nur eine Milderung des Klassensystems .

Minister des Innern vr . Eisenlohr : Ich habe nicht
im mindesten Neigung gehabt, einen Witz zu machen .
Ich habe einfach die Thatsache konstatiren wollen , daß
die Demokratie in diesem Hause in demselben Augen¬
blick den Antrag stellt , das Klassensystem in den großen
Städten beizubehalten, in dem sie für die kleinen Städte
die direkte Wahl der Bürgermeister und Gemeinderäthe
vorschlägt .

Was die Behauptung anbelangt , daß in der ersten
Klaffe keine Wahlkreis-Eintheilung stattfinden könne , fo
ist das nicht richtig . In Karlsruhe sind in der ersten
Klasse 973 Wähler , in Mannheim 1385 , und in Frei -
burg 539 . In diesen 3 Städten wäre es möglich, daß
man auch in der ersten Klasse eine Eintheilung vor¬
nehmen könnte .

Abg . vr . Fieser gibt zunächst seiner Befriedigung
über die Aenderung in 8 40 Ausdruck . Sollte das
Gesetz scheitern , dann sollte die Regierung unter allen
Umständen wenigstens den 8 40 retten , indem sie even¬
tuell eine bezügliche Sondervorlage macht . Hinsichtlich
der Klasseneintheilung sollte unter allen Umständen der
bisherige Zustand aufrecht erhalten werden . Die gegen¬
wärtige Zusammensetzung des Wahlkörpers entspreche der
Natur der Gemeinde. Der Geldbeutel dürfe nicht allein
maßgebend sein ; auch die fluktuirende Bevölkerung darf
wohl ein Stimmrecht , aber nicht die Gemeindeverwaltung
in der Hand haben. Gegenüber dem Abg . Heimburger
müsse er betonen , daß seine Partei den Bürgergemeinden
niemals ein Recht genommen habe. Die Sechstelung
sei ihm prinzipiell unannehmbar . Er hoffe, daß die
Regierung an den Grundlagen dieses Gesetzes nicht
rütteln läßt .

Nach einem Schlußwort des Berichterstatters und nach
einer- persönlichen Bemerkung des Abg . vr . Wilckens

wird A 35 mit 28 gegen 15 Stimmen angenommen
8 36 u mit allen gegen 5 Stimmen abgelehnt. '

In namentlicher Abstimmung wird sodann das ganze
Gesetz mit 2N gegen 18 Stimmen angenommen.

Abg . BreikNer erstattet hierauf Bericht über den
Gesetzesvorschlag der Abgg . vr . Heim bürge r und Ge¬
nossen betreffend die Abänderung der Gemeindeordnung.

Die Gemeindeordnung für die nicht unter die Städte¬
ordnung fallenden Gemeinden soll in folgenden Punkten
abgeändert werden :

t . in 8 11 werden die Worte „ in den Gemeinden
welche dauernd mindestens 1000 Einwohner
zählen , von dem Bürgerausschuß, in den übri¬
gen Gemeinden" und der 2 . Absatz gestrichen
so daß dieser Paragraph lautet :

Der Bürgermeister und die Gemeinderäthe
werden von den Bürgern und wahlberechtigten
Einwohnern gewählt.

2 . In 8 14 werden die Worte „ durch den Bürger¬
ausschuß " und „ für welchen die absolute Mehr¬
heit der Wahlberechtigten, bei der Wahl durch
die Gemeindebürger und wahlberechtigten Ein¬
wohner derjenige " gestrichen , so daß dieser
Paragraph lautet :

Bei der Wahl des Bürgermeisters gilt als
gewählt derjenige , für welchen die absolute
Mehrheit der Erschienenen und wenigstens ein
Drittel aller Wahlberechtigten gestimmt hat.

Absatz 2 und 3 wie bisher.
3 . In 8 13 werden wie Worte „ Wo die Wahl "

bis Schluß gestrichen.
4 . In 8 17 wird statt „ neun "

„ sechs
"

gesetzt .
5 . 8 35 erhält folgende Fassung :

Für die Wahl des Bürgercmsschusses werden
die Wahlberechtigten nach Maßgabe der in die
Gemeindekataster gehörigen Steuerkapitalien in
drei Klassen getheilt.

Es besteht :
die erste Klasse aus den Höchstbesteuerten

und umfaßt das erste Sechstel der Wahlberech¬
tigten,

die zweite Klaffe aus den Mittelbesteuerten
und umfaßt die folgenden zwei Sechstel,

die dritte Klaffe aus den Niederstbesteuerten
und umfaßt die übrigen drei Sechstel der
Wahlberechtigten.

Wenn bei dem Uebergange von der einen
zur anderen Klasse mehrere im gleichen Maße
besteuerte Wahlberechtigte Zusammentreffen , so
werden die nach den Lebensjahren älteren vor
den jüngeren in die höhere Klasse eingetheilt.

Läßt sich die Zahl der Wahlberechtigten nicht
durch sechs theilen , so werden die lübrigblei -
benden der dritten Klasse zugetheilt.

Der Berichterstatter bespricht die EntwiMung der
Gemeindeordnung und die Begründung der Gemeinde¬
ordnung vom Jahre 1890 und bittet dem Antrag vr .
Heimburger zuzuftimmen.

Abg . Obkircher kann dem ersten Punkt des Antrags
nicht zustimrnen ; dagegen sei ein Theil seiner Partei¬
freunde geneigt , in Gemeinden, die nicht mehr Äs 2 000
Einwohner zählen, die direkte Wahl des Bürgermeisters
und der Gemeinderäthe einzuführen. Hinsichtlich der
Amtsdauer des Bürgermeisters sei seine Partei der An¬
sicht , daß dieselbe nicht von neun auf sechs Jcchre zurück¬
geschraubt werden soll. Ueber den Abänderungsvorschlag
zu 8 35. brauche er keine weiteren Worte zu- verlieren ;
derselbe sei für seine Partei unannehmbar .

Minister des Innern vr . Eisenlohrr . Auf dem
Landtag 1896 ist nach langwierigen Verhandlungen durch
gegenseitiges Nachgeben endlich das Gesetz zu Stande
gekommen, wie es in dem Gesetz - und Verordnungsblatt
publiKrt ist . Man hat auch von Seiten der Regierung
damals nachgelassen von ihrem Standpunkt , hat aber die
Erwartung ausgesprochen , daß nun , nachdem endlich
einmal ein Einverständniß erzielt worden war und
das Gesetz mit allen gegen drei Stimmen angenommen
war , eine Beruhigung auf diesem Gebiete eintreten
würde. Nun ist das Gesetz noch , nicht einmal vier
Jahre in Geltung , und so beginne» schon wieder di»
Versuche an dem Gesetz zu rütteln . Daran kann ja ich
die verehrliche Kammer nicht hindern , Anträge zu stellen
welche sie für gut findet. Daß man aber in dieser kurzen
Zeit Erfahrungen gemacht haben sollte , welche die Ver¬
werflichkeit des damals fast einstimmig angenommenen
Gesetzes darthun , bestreite ich ganzentschieden. Mir wenig¬
stens sind derartige Erfahrungen nicht zu Ohren ge¬
kommen . Und daher kann ich mich auf die einfache Er¬
klärung beschränken, daß die Großh . Regierung es ablehnt,
auf eine Abänderung der Gemeindeordnung abermals
einzugehen .

Von Seiten des Abg. Breitner und Genossen ist
folgende Resolution eingelaufen : Falls der 8 H in der
vorgeschlagenen Fassung nicht genehmigt wird , ist in
8 11 zu setzen : „in Gemeinden, welche dauemd min¬
destens 2 000 Einwohner zählen" .

Abg . vr . Heimburger will nach den Ausführungen
des Berichterstatters zur Begründung seines Antrages
nur noch Weniges beifügen . In kleinen Gemeinden
könne man nicht von fluktuirender Bevölkerung reden ; es
war also ungerechtfertigt, den Gemeinden das direkte
Wahlrecht zu nehmen . Die Mißstände des indirekten Wahl¬
rechts seien auch von den Nationalliberalen anerkannt ;
sie sollten darum die Hand zur Einführung des direkten
Wahlrechts bieten . Gegen die Einführung der sechsjäh¬
rigen Amtsdauer könne man keine stichhaltigen Grünve



.anführen . Durch die Annahme seines Antrags werde
keine Beunruhigung in 's Land hineingetragen .

Abg . Greifs wird für den Antrag Heimburger stim¬
men, wünscht aber Garantien dagegen , daß die ortsan¬
sässige Bevölkerung nicht inajorisirt wird durch die fluk-
tuirende . (Heiterkeit.)

Abg . Schüler steht voll und ganz auf dem Boden
des Antrags Heimburger. Im ganzen Lande habe man den
Wunsch , daß die Bürgermeister und Gemeinderäthe direkt
gewählt werden. Davon sei keine Rede , daß die ortsan¬
sässige Bevölkerung von der fluktuirenden majorisirt wer¬
den kann . Daß Mißstände bei der direkten Wahl Vor¬
kommen, sei richtig ; aber diese können auch bei der indirekten
Wahl eintreten. Uebrigens möchte er betonen , daß es

noch eine große Anzahl von Gemeinden im Lande gibt ,
in denen keine Trinkgelage und dergleichen aus Anlaß
der Wahl veranstaltet werden. Gegen die Einführung
der sechsjährigen Amtsdauer hege er keine Bedenken.
Gegenüber dem Herrn Minister möchte er betonen , daß
das Haus seinerzeit die Aenderung nur als eine Ab¬
schlagszahlung angenommen hat.

Abg . Frank : Wenn man Städten wie Weinheim ,
Lörrach , Durlach das direkte Wahlrecht einräumen wolle ,
dann sei es nur noch ein kleiner Schritt , bis man auch
den Städten der Städteordnung das direkte Wahlrecht
einräumt . Das aber wolle der Antragsteller selbst nicht.
Wenn man den Gemeinden bis zu 2000 Einwohner das
direkte Wahlrecht gibt , dann haben es in der That fast

alle Gemeinden des Landes . Die Regierung möge also
wenigstens hinsichtlich dieser Forderung nachgeben . Die
Herabsetzung der Amtsdauer von neun auf sechs Jahre
liege nicht im Interesse der Gemeinden ; man sollte daher
an dieser Einrichtung nicht rütteln .

Nach einem Schlußwort des Berichterstatters wird
8 11 mit 31 gegen 14 Stimmen, 8 17 und 8 35 mit
je 30 gegen 15 Stimmen angenommen.

In namentlicher Abstimmung wird sodann das ganze
Gesetz mit 30 gegen 15 Stimmen angenommen. Die
Resolution wird mit allen gegen drei Stimmen ange¬nommen .

Schluß der Sitzung halb 2 Uhr.

^« 1359 828,90

„ 2 623108,64

L. Einnahme.
Ueberträge aus dem Vorjahre :
a . Prämten -Reserve :

« , für Militairdtenst-Ber-
sicherungen . . . .

ss. für Aussteuer - Ver¬
sicherungen . . . .

5 . Prämien -Ueberträge :
« . für Militairdienst-Ver-

sicherungeu . . . .
ß . für Aussteuer - Ver¬

sicherungen . . . .
o . Schaden-Reserve .
ck. Gewtnn-Reserve der mit Dividenden-An-

spruch Versicherten .
v . Sonstige Reserven .
Prämien -Einnahme :
s . für Kapitalversicherungenauf den Todesfall

„ „ auf den Erlebensfall :
« . Militairdienst-Ber-

ficherung . 137 407,32
fl . Aussteuer-Versicherung „ z 652 921,84

61 930,25

300 765,24

d .

o . für Renten-Versicherungen
ä . „ sonstige Versicherungen .
Summa zu a — ck . . . . ^ ! 790 329,16
darunter Prämien für über-
nommencRückverficherungen „ —,—a . Zinsen .
d . Miethserträge .

4 . Kursgewinne aus verkauften Effecten . . .
5 . Vergütung der Rückversicherer .
6 . Sonstige Etnnabmen und zwar :

a Gestundete Prämien :
<r. aufMilitairdienst Ver¬

sicherungen . . . . -^ ! 19 261^ 9
st . auf Aussteuer -Ver¬

sicherungen . . . . „ 128115,97
d . Policegebühren . .

v . Hypotheken -Berwaltungskosten . . . .
ck. Uebcrschuß aus dem Verkaufe des Grund¬

stückes, Linden, Rampenstr . 2 . . . .

3 982 937 54

362 69549

790 329 16

171281 60
26 643 05

147 377
7 283
1168

801 40

4 345 633 03

790 329

197 924

156 631

16

65

69
- i-

5 490 518 53
0. Verwendung des Jahres -Uederschnsses

1 . An die Kapital-Reserven
2 . Tantieme an :

» . Auffichtsrath .b . Vorstand . .
o . General-Bevollmächtigten . ,,
<1. Sonst . . „

3 . An die Garanten .4. An die Versicherten .
5 . Andere Verwendungen und zwar :

a . zur Abschreibung des nach dem Bilanz -Conto
Passiva Nr . 11 aus den Jahren 1889— 1891
vorhandenenFehlbetrages von °̂ ! 39 607 .74

k . auf neue Rechnung vorgetragen . . . . „
39 607,74
1298,84 40901,58

L. Ausgabe .
Schäden aus den Vorjahren .
Schäden im Rechnungsjahre :
n . durch Sterbefälle bei Todesfall - Ver¬

sicherungen .l>. für Kapitalien auf den Erlebensfall :
Mtlitairdienst-Berstcherung:
1 . Summen -Raten an

Eingestellte . . . 45 511,972 . Rückgewähr anNicht-
etngestellte . . . . „ 4 871,98

^« 50 383,95
„ 74 084,—

3.

ll .

si Aussteuer-Versicherung
o . Renten . 7 ^ i . 7

^
.

ck. sonstige fällig gewordene Versicherungen
Ausgaben für vorzeitig aufgelöste Ver¬
sicherungen .

(Rückkäufe, rückgewährte Prämien )a . Militairdienst-Verstcherung .b . Aussteuer-Bersicherung .
Dividenden an Versicherte .
Rückversicherungs -Prämien .Agentur-Provisionen .
Verwaltungskosten .
Abschreibungen :
» . auf Inventar (5 °/, ) .d . „ Drucksachen . . . .o . „ Grundstücke (1°/, ) . . . .

Kursverluste auf verkaufte Effectenund Valuten
Prämien -Ueberträge :
» für Militairdienst-Berficherungen . . . .d . „ Aussteuer- Versicherungen .
Prämien -Reserve :
a . für Kapital-Versicherungen auf d . Todesfalli> „ „ auf den Erlebensfall :

Militairdienst-Ber-
sicherung . ^« 1461724,71

si Aussteuer-Versicherung „ 3107 045,49
o. für Renten-Bersicherungen7 i i ^ ^ 7
ck für sonstige Versicherungen .
Sonstige Reserven .
Sonstige Ausgaben und zwar :a . Zinsen auf Antheilscheine des Garanttefondsb ' Tantieme an den Auffichtsrath . . . .e . Gestundete Prämien des Vorjahres :« . auf Militairdtenst-Ber-

sicherungen . . . . ^« 19 394,—
si auf Aussteuer-Ver¬

sicherungen . . . . „ 119855,36

14.

ck. Kurs - Verluste durch Kurs -Rückgang . .s . Hhpothekenzinsen für das Grundstück
Hildesheimerstraße 238 .

Ueberschuß .

40 901,58

II . SLIam vor » S1.

124467 95

10132 83
30 418 77

1083 33
1175 80
4 868 75

60 978 22
291 789 21

4568 770 20

9 000 —
3 600 —

139 249 36
3 043

10000

124 467 95

40 55160

48 380 10
142 659 43

7 127 88

352 767 43

4 568 770 20

164 892 36
40 90158

5 490 518 53

vSLbirrdvi ' 18SS .
a . aeiiva .

1 . Wechsel der Garanten .
2 . Grundbesitz :

a . Geschäftshaus, Hannover, Hildesheimer-
straße 238 und Hölthstraße 4 (Zinsertrag
4,50 °/, p . a .) .d Wohnhaus, Linden , Kochstraße 6 (Zins¬
ertrag 4M °/, p . a .) .

3 . Hypotheken .4. Darlehen auf Werthpapiere .5 . Werthpapiere :
» . Staatspapiere .t>. Communalpapiere .

L. Darlehen auf Policen .7 . Kautions Darlehen an versicherte Beamte .8 . Reichsbankmäßige Wechsel .9 . Guthaben bei Bankhäusern .W. Guthaben b . and. Versicherungsgesellschaften
11 . Rückständige Zinsen .12. Ausständc bei Agenten .lS. Gestundete Prämien -

a . auf Militairdienst-Berstcherungen . . .d . „ Aussteuer-Versicherungen . . . .
l4 . Baare Kaffe .lb - Inventar und Drucksachen .18. Sonstige Activa und zwar :

Stückzinsen auf Hypotheken und Effekten

^«

430M203

47,379 13

92M6
100,000

19,261
128,115

1M7 25

^4 « 7^

450,000

478,191
4,075,743

192,026 -
79,977 20

144,642

853
183,005

147,377
2,327

18,314

1F67

5,774,326

89

25

84

8 . l» a88iva .
1 . Angeliehenes Betriebs -Kapital .2 . Kapital- Reservefonds . . .3 . Spezial -Reserven .4 . Schaden- Reserven .5. Prämien -Ueberträge:

a für Militairdienst-Berstcherungen . . .d „ Aussteuer-Versicherungen . . . .
6 . Prämien -Reserve :

a für Kapital-Versicherungen a . d . Todesfall .l>- „ „ „ „ Erlebensf . :
Militairdienst- Ver¬
sicherung . ^ « 1,461,724.71

st . Aussteuer-Bersicheru ng „ 3,107,045.49
e . für Renten-Verstcherungen . ^ i i ^ 7
ck. „ sonstige Versicherungen .

7 . Gewinn-Reserven der Versicherten . . . .8 . Guthaben anderer Versicherungsgesellschaftenbrzw. Dritter .9 . Baar -Kautionen .10 . Sonstige Passiva und zwar :
» . Hypothek auf dem Grundstücke Htldes -

hetmerstraße 238 .b . Unerhobene Garanttescheinzinsen . . .
11. Neberschuß des Jahres 1899 .ab Fehlbetrag aus den Jahren 1889 —1891 .

bleibt

60,978
291,789

4^ 68,770

250,000
765

20

40,901
./ - 39,607

^«
600,000 -

352,76743

4,568,77020

730 37

250,765

1,293 84
5,774,326 84

Hannover, den 11 . Mai 1900.

„ NKSISI0VTNK «
^ilitairllienst - u .Hus8lvuei '-Vs»'8icIiei'ung8- 6e8ellsvIiLft k. veulsoklsntl.

Die Direktion :r . «ssitts.
Der Arrfsichtsrath :

Karl Domizlaff, I . Teller , Wilh . Wolter . E . Eiihrivg .
Präsident . Vice-Präfident .

G. Kohrs. 0e. Otto Pntense«. A . Bleckwen «.

Auf Grund unserer Prüfung bescheinigen wir hiermit , daß wir die vor¬
stehende Jahresrechnung und Bilanz nach den statutarischen Bestimmungender Gesellschaft und nach den Vorschriften des ministeriellen Erlasses vom8. März 1892 als richtig Lmfgestellt und mit den Büchern der Gesellschaftübereinstimmend befunden haben.

Hannover, den 23. Mai 1900. B-657
Die Revisions -Commission :

K. Wiese, Ober-Stadtrevijor, C . Rnmp. Ang . Laverscher ,beeidigter Revisor . Magistrats -Aktuar.

Bürgerliche Rechtsstreite.
Ladung .B .707 .1 Nr . 16330 . Bruchsal .In Sachen der Lina Pauline Süßvon Graben , vertreten durch ihreMutter , Vormünderin Pauline Süßvon da , gegen den MalergehtlfenAugust Müller von Graben z . Zt .an unbekannten Orten abwesend , Ali¬mentation betr. wird anderwetterTermin zur Verhandlung bestimmt auf

Samstag , den 23 . Jult 1900,
Vormittags 9 Uhr ,wozu die Klägerin den Beklagtenladet.

Bruchsal, den 8. Juni 1900 .Der Gerichtsschretber des Großh .
Amtsgerichts:

S ch ütz .
Lainmo.B .708 .1 . Nr . 12055 . Fretburg .In Sachen der Ehefrau des Karl

Hoffmann , Adelheid geb. Schneiderin Rappoltsweiler , Klägerin, vertreten
durch Rechtsanwalt I . Ruch in Frei¬burg, gegen ihren genannten Ehemannzur Zeit unbekannten Aufenthalts ,Beklagten, wegen Ehescheidung wurdeder auf 1 . Juni ds . Js . vor der
Civtlkammer I des Großh. Landge¬richts Freiburg bestimmte Termin von
Amtswegen verlegt auf :
Freitag , den 5 . Oktober d . Js .,

Vormittags 9 Uhr .Zum Zweck der öffentlichen Zustel¬lung wird dies hiermit bekannt gemachtund der Beklagte unter Hinweis aufdie öffentliche Zustellung vom 7 . Aprilds. Js . in Nr . 102 und 107 diesesBlattes zu dem genannten Termin
neuerdings geladen .

Freiburg, den 2 . Juni 1900 .Die Gerichtsschreiberei des Großh.
Landgerichts ,

vr . Zabler .
^ Ladung.B .772 .1 . Nr . 10411 . Mannheim

In Sachen
der Ehefrau des Maurers
Anton Denkinger , Karo-
ltne geb . Hofmann in Mann¬
heim, Prozeßbcvollmächttgter:
Rechtsanwalt vr . Seeltg

daselbst,
gegen

ihren Ehemann, früher in
Mannheim, 15 .Querstraße 25,
jetzt an unbekannten Orten
abwesend, wegen Ehescheidung

ist Termin zur mündlichen Verhandlungdes Rechtsstreits vor der III . Ctvtl-
kammer Großh. Landgerichts zu Mann¬
heim auf :
Freitag , 28 . September 19Ö0,

Vormittags 9 Uhr ,bestimmt, zu welchem die Klägerin dm
Beklagten ladet.

Mannheim, den 8. Juni 1900 .Der Gerichtsschreiber Gr . Landgerichts?
A l t f e l i x.

^ Aufgebot.B :706 .I . Nr . 32668 . Heidelberg .Die Emil Weber Taglöhner, EhefrauBarbara geb . Bauder in Lampenhainhat die Todeserklärung ihres seit1883 nach Amerika ausgewandertenEhemannes Emil Weber , Taglvhnervon Lampenhain , welcher seit dieserZeit an unbekannten Orten abwesend
ist, beantragt.

Es ergeht deshalb die Aufforderungan Alle, welche Auskunft über
Leben oder Tod des Verschollenen zuertheilen vermögen , spätestens im
Termin vom
Dien st ag , den 12 . März 1901,

Vormittags . 10 Uhr ,dem Gerichte Anzeige zu machen .
Gleichzeitig ergeht die Aufforderungan den Verschollenen , sich spätestensim Auigetiotstermin zu melden , wid¬

rigenfalls die Todeserklärung erfolgenwerde.
Heidelberg , den 2 . Juni 1900 .

Großh. Amtsgericht,
gez . von La Roche .

Dies veröffentlicht
Der Gerichtsschreiber :

Herrel .
ttouknrs .

B '759 . Rr . 11M4 . Lahr . Das
Konkursverfahren über das Vermögendes Kaufmanns Emil Welsch in Lahrwurde durch Beschluß Großh . Amts¬
gerichts Lahr vom 9 . d . Mts . nach Ab¬
haltung des Schlußtermins aufgehoben.Lahr , den 12. Juni 1900.Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts:

Eisenträger .



Mbvkselseilige ^.ebensvei'sioksi'ungZ-LnZtalt in Mn.
Auszug uus dem Wechenschufis-WerichLe pro 1899.

Betriebs -Rechnung ( Gewinn - und Berluft -Conto ) .
Ausgaben ._ 1 Krone ^ 85 Pfennige._ Einnahme ».

I . Auszahlungen f . fällige Versicherungen
und Renten (abzüglich des Antheiles
der Rückversicherer ) .

II . Auszahlungen für rückgekaufte Polizen
kabzügl . d Antheiles d . Rückversicherer )

III . Dividendenzahlungen an Versicherte .
IV . Regie-Auslagen (abzüglich der Ver¬

gütungen der Rückversicherer ) u z, :
1 . Organtsationskosten . ^ 18119 .14
2 . Acquisttionskosten .
3 . Laufende Ber-

waltungSkosten . .
4 . Inkassoprovisionen .
5 . Aerztekosten . . .
6 . Steuern u . Gebühren

V . Abschreibungen u . andere Ausgaben
VI . Reserve für schwebende Schaden¬

zahlungen (abzüglich des Antheiles der
Rückversicherer ) .

VII . Stand der Fonds am Schlüsse des
Rechnungsjahres (ausschließlich des
Pensionsfondes und abzüglich des
Antheiles der Rückversicherer ) . . .

VIII . Ueberschutz :
a . aus dem Vorjahre . 42 500 .—
b . aus der Jahres -

_ gebahrung . . . . „ 87 824 .03

, 276 907 .72

, 366 030 .37
, 32 641 .78
, 46 560.03
, 44107 .90

198396910

194256 82
48 87142

784 366 94
139958il7

l69 631 78
ii

21421 999 03

130 324 03

Aktiva .

>24 873 377 29

I . Uebertrag der Fonds dom Vorjahre
( ausschließlich des Pensionsfondes u.
abzüglich des Antheiles der Rück¬
versicherer ) .

II . Reserve für schwebende Schaden¬
zahlungen vom Vorjahre (abzüglich
des Antheiles der Rückversicherer ) .

III . Prämien -Einnahme (abzüglich der
Rückvcrstcherungs ' Prämien ) . . . .

IV . Erträgniß der Kapitalsanlagen . . .
V . Andere Einnahmen .

20 913137 85

16825349

2 649 690 9̂5
990 307,77
151987 23

>24873 377 29

1 Krone — 85 Pfennig.

B '758 . Nr . 5300. Walldürn .
In dem Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Händlers Karl Heß in
Walldürn ist Termin zur Prüfung der
nachträglich angemeldeten Forderungen
vor Großh . Amtsgericht hier auf
Donnerstag den 5 . Juli 1900,

Vormittags 9 Uhr ,
bestimmt .

Walldürn , den 13 . Juni 1900.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

H o e r st.
B '760. Nr . 33,327 . Pforzheim .

Im Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Gastwirths Emil Birk
in Pforzheim ist zur Abnahme der
Schlußrechnung des Verwalters und
zur Erhebung von Einwendungen gegen
das Schlußverzetchniß Schlußtermin
bestimmt auf

Freitag den 6 . Juli 1900 ,
Vormittags 8 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst,
Zimmer 18.

Pforzheim, den 15 . Juni 1900 .
Gerichtsschreibcr Gr . Amtsgericht II :

Matt .
B '?61 . Bretten . In dem Kon¬

kursverfahren über das Vermögen des
Bierbrauers Christian Btttrolff von
Gölsbausen ist Termin zur Prüfung
einer nachträglich angemeldelen Forde¬
rung auf :

Samstag den 23. Juni 1900 ,
Nachmittags -/^4 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgerichte hier be¬
stimmt.

Bretten , den 13 . Juni 1900 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Schwab .
B .762 . Nr . 6846. Kenztngen .

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Kaufmanns und Stein -

bekannt, ist am Nachlasse seiner
Biengen verstorbenen Schwester an?,
helmine Bleile miterbberechtigt

'
Derselbe und beziehungsweise d-K°»

Rechtsnachfolge ^ werden aufgeforT ,
von .ihre Erbansprüche unter Vorlaae

beglaubigten Urkunden
binnen 6 Wochen

anher geltend zu machen .
Krozingen, den 6 . Juni 1900 .

Großh . Notariat :
C Naber .

Strafrechtspflege.
Ladung .

B .774 .1 . Nr . 12985. Offenbur °1 . Friedrich Schuh , geboren gm10 . März 1877 zu Oberachern
zuletzt wohnhaft daselbst,

^ ^
2 . Otto Maier , geboren am 8 . Avril1877 zu Renchen, zuletzt wohnhaft

daselbst, '
3 . Josef Wtdmer , geboren am16. März 1877 zu Renchen , zulcA

wohnhaft daselbst,
' ^

4 . Friedrich Heinrich Albert Ahr .wetler , geboren am 23 . Oktober
1873 in Krefeld , zuletzt wohnhaftin Offenbnrg,

5 . Karl Bläst , geboren am 12
Juni 1877 zu Ichenheim, zuletzt
wohnhaft daselbst,

*
6 . Richard Peter Steinbeck , ge.boren am 3 . Januar 1877 zu Lahr,

zuletzt wohnhaft daselbst,
7 . Franz Josef Keller , geboren

am 15 . Oktober 1877 zu Haslach,
zuletzt wohnhaft daselbst,

8 Josef Armbrust er , geboren
am 18 . Februar 1877 zu Ober-
wolfach , zuletzt wohnhaft daselbst,werden beschuldigt , als Wehrpflichtige

in der Absicht, sich dem Eintritte in
den Dienst des stehenden Heeres oder

Passiva . >

1 . Forderungen an die Aktionäre für nicht
emgezahltes Aktienkapital .

2 . Kassastand .
3. Disponible Guthaben bei Kreditinstituten

und Sparkassen .
4 . Realitäten ( nach erfolgter Abschreibung )
5 . Werthpapiere inkl. laufende Zinsen . .
6 . Wechsel rm Portefeuille .
7 . Hypothekar-Darlehen inkl . laufendeZinsen
8. Darlehen auf Werthpapiere (Fruchtgenuß-

Darlehen .
9 . Darlehen auf eigene Policen . . . .

10. Darlehen an Genossenschaften . . . .
11 . Kautions -Darlehen an Versicherte . . .
12 . Fonds der Ueberlebens -Aflociationen mit

aarantirtem Minimalergebniffe . . . .
13. Fonds der nicht garantirten Ueberlebens -

Aflociationen .
14 . Pensionsfond (im Gesammt-Aktivum in¬

begriffen ) .
15 . Hypothekar- und Fruchtgenuß-Darlehens-

Schuldner .
16. Aktiv -Saldi der Rechnungen mit den

Rückversicherern .
17 . Ausstände bei Agenturen und Filialen
18 . Diverse Debitoren .
19. Vortrag der zu amortisirenden Organi¬

sationskosten .
SO . Werth des Inventars nach erfolgter Ab¬

schreibung .
81 . Kautionen . . .

14 825 696

108 678
1707 802

47 500

57 787

32536882
136291566
3 357 467 80

42

4703042

133178 !26
292 89059

8715 ?

70181 !53
1

1948359
340964 34

22697 823 8̂8

1 . Emittirtes Aktienkapital (Gründungs¬
fond) .

2 . Gewinnst-, Kapitalsreserven .
3 . Coursdifferenzenfond .

I Abzüglich des

ALzÄun ^ n ! Rückversicherer)
7 . Dividenden- (Bonus -)FondderVersicherten
8 . Fonds der Ueberlebens-Aflociationen mit

aarantirtem Minimalergebnisse . . . .
9 . Fonds der wechselseitigen , nicht garan -

tirten Ueberlebens-Aflociationen . . .
10 . Pensionsfond der Bediensteten . . . .
11 . Verwaltungs -Gebühren- Reserve für Ueber¬

lebens -Aflociationen .
12. Passiv-Saldi der Rechnungen mit den

Rückversicherern .
13 . DiverseKreditoren (inkl . der Anticipativ -

Zinsen per -4t 31593,95 .
14. Kautionen .
15 . Ueberschutz :

a) aus dem Vorjahre . . 42 500, —
d ) aus der Jahresgebah -

. . 87 824,03rung

hauermcisters Emil Hügle in Nord- ^der Flotte zu entziehen , ohne Erlaub¬
weil ist zur Prüfung der nachträglich niß das Bundesgebiet verlassen odernach

>angemcldeten Forderungen Termin an - i erreichtem militärpflichtigem Alter sich
beraumt auf : ^ außerhalb des Bundesgebietes auf-

Dienstag de » 26 , Iuni 1900 , >gehalten zu haben.
Nachmittags 3 Uhr , > Vergehen gegen ß 140 Z . 1

1451 827 0? vor dem Großh , Amtsgerichte Hierselbst. ! Str .G .B .
— !— Kenzingen , den II . Juni 1900. ! Dieselben werden auf :

Der GerichtsschreiberGr , Amtsgerichts : Mittwoch den 1 . August IM ,
Boos . i Vormittags 9 Uhr ,

B .718 . Nr . 10 882 . V i l l i n g e n . vor die Strafkammer des Großh . Land - ,
In dem Konkursverfahren über das Ber- gerichts Off-nburg zur Hauptverhand-
mögen der Händlerin Friedrich Fansel lung geladen .
Witwe in Klengen ist zur Prüfung der Bei unentschuldigtem Ausbleiben
nachträglich angemeldeten Forderungen werden dieselben auf Grund der nach
Termin auf Z 472 der Strafprozeßordnung von dem

Dienstagden3 . Juli 1900, >Civilvorsitzen den der Ersatzkommission
Bormtttags8Nhr , zu Mosbach über die der Anklage zu

19 045 829 52
499 65251

169 631 >78
424 689 93

>

411 226 47

114 226 38

109 45185
340 964 34

130 324 03

>22 697 823 .88

Wien , den 1 . Januar 1900 .
Der General - Direktor : Der Oberbuchhalter :

vr Ohnhäuserm. x. C. L. Singer m. x.

Geprüft und richtig befunden:
Der Aufsichtsrath :

Di ». Godfried Marschall m . p . , Obmann .
Dr Adolf BSHn» m. x . Prof . Emannel Cznber m. x.

Lonis List m . x.Heinrich Klein m. p

0 . Verwendung des Ueberschnffes .
1 Krone — 85 Pfennig.

Ucberschuß aus der Jahresgebahrung (wie oben) .
Hiezu : aus dem Vorjahre auf neue Rechnung übertragen .
Hievon wird verwendet zu :

1 , Dividenden an Aktionäre (Garanten ) . . . > .
2 , Tantiemen an :

a Funktionäre der Verwaltung .
d . Bedienstete .

3 , Dotirung von Gewinnst-, Sicherheits -, Kapitals - rc . Reserven:
a , Sicherheitsfond .
b Reservcfond .
o , Coursdifferenzenfond .

4 , Sonstige Verwendungen, und zwar :
a An den Bersorgungsfond der Anstaltsbedtensteten gemäß § 8 d .
b . Zur Begründung eines Jmmobilienfondes .

5 , Bortrag auf neue Rechnung .

St .

87 824
42 .,00

03
130 324 03

— — — —

— — — —
— — — —

55 791
25 500
25 500

43

106 791 43

10 782
12 750

60
- 23 532 60

— — — —

Bürgerliche Rechtsstreite.
Konlursc .

B '756 . Nr . 16,778 . Lörrach .
Ueber das Vermögen des Spezerei¬
händlers Jakob Gerold in Lörrach
ist, da derselbe zahlungsunfähig ist,
heute am 15 . Juni 1900 , Vormittags
10 Uhr, das Konkursverfahren eröffnet .

Herr Waisenrath Karl Britsch i»
Lörrach ist zum Konkursverwalter er¬
nannt .

Konkursforderungen sind bis zum
6 . Jult 1900 bet dem Gerichte an¬
zumelden.

Es ist zur Beschlußfassung über die
Wahl eines anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubtgeraus -
lchusseS und eintretendeu Falls über
die in § 132 der Konkursorbnung be -
zrtchnetenGegenstände, und zur Prüfung
der angemeldeten Forderungen auf

Samstag den 14 , Jult 1900,
Vormittags 10 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht Lörrach
Termin anberaumt .

Allen Personen, welche eine zur

Konkursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig find , wird aufgegebcn , nichts
an den Gemeinschuldner zu verab¬
folgen oder zu leisten, auch die Ver¬
pflichtung auferlegt, von dem Besitze
der Sache und von den Forderungen ,
für welche sie aus de.r Sache abge¬
sonderte Befriedigung in Anspruch
nehmen , dem Konkursverwalter bis zum
29 . Juni 1900 Anzeige zu mache»

Lörrach , den 15 , Juni 1900.
Gerichtsschreiber Großh , Amtsgerichts :

Appel ,
B '757 , Nr , 16ch00. Lörrach ,

Ueber das Vermögen des Sattlers
Gregor Storz in Stetten wurde, da
derselbe seine Zahlungen eingestellt hat,
heute am 15 . Juni 1900 , Vormittags
9 Uhr, das Konkursverfahren eröffnet.

Herr Watsrnrath En gler in Lörrach
wurde zum Konkursverwalter ernannt .

Sonkursforderungen find bis zum
4. Jult 1900 bei dem Gerichte an¬
zumelden.

ES wurde zur Beschlußfassung über

die Wahl eines anderen Verwalters ,
sowie über die Bestellung eines
Gläubtgerausschufses und eintretenden
Falls über die in Z 132 der Konkurs¬
ordnung bezeichneten Gegenstände und
zur Prüfung der angemeldeten Forde¬
rungen auf

Samstag den 14 , Juli 1900 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht Lörrach
Termin auberaumt

Allen Personen , welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörigeSache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse etwas schuldig
sind, wird aufgcgebrn , nichts an den
Gcmetnschuldnerzu verabfolgen oder zu
leisten , auch die Verpflichtung auferlegt,
von dem Besitze der Sache und von
den Forderungen , für welche sie aus der
Sache abgesonderteBefriedigung in An¬
spruch nehmen, dem Konkursverwalter
bis zum 29 . Juni 1900 Anzeige zu
machen .

Lörrach, den 15 Juni 1900.
GertchtSschrrtbrr Großh . Amtsgerichts :

Appel .

vor dem Großh . Amtsgerichte Hierselbst
anberaumt.

Villingen, den 8 . Juni 1900 .
Äuselmeier ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.
Zwangsvollstreckung

B,741 . Ettenheim .

Infolge richterlicher Verfügung wer¬
den am

Samstag den 30 . Juni 1900,
Vormittags 11 Uhr ,

auf dem Rathhause zu Doerlinbach
die nachbeschriebenen Grundstücke des
Landwirths Josef Offenburger von
Doerlinbach öffentlich zu Eigenthum
versteigert . Der endgiltige Zuschlag er¬
folgt , wenn der Schätzungspreis erreicht
wird . Die übrigen Versteigerungsge¬
dinge können auf der Kanzlei des No¬
tariats eingesehen werden .

Gemarkung Doerlinbach .
Lgb . -Nr . 301 .

82 a 85 <M Hofraiihe
3 - 51 Hausgarten >
« , — Hausgartcn 1

5 kn 5 , 89 Ackerland o,
13 „ 32 . — Waid ck,

6 „ 19 . 59 Wiese v,
Ackerland k,^ - 16 . 55

52 , 50 Ackerland A,
4 , 84 , 83 Reutfcld k»,

11 - 94 , 57 Wald i .
46 , 71 Wiese k ,
53 . 91 Wege ,

48 ka 71 a 919 gm zusammen .
Auf der Hofraithe stehen :
Ein 1 ' /, stückiges Wohnhaus und ein

Wohnhausanbau mit Balkenkeller,
Scheuer, Stallung und Schopf, Schweine
ställe , ein Wasch - und Backhaus und
ein Vorrathsspeicher, eins . Nr . 300
evangelische Kirchenschaffnei Rhein¬
bischofsheim , ands. Gemarkung Schweig¬
hansen — das Ganze ein geschloffenes
Hofgut . Schätzung . . . 40000 M .

Ettenheim, den 29 . Mai 1900 .
Gr . Notariat : Martin .

Freiwillige Gerichtsbarkeit .
Bekanntmachung

B,578 .1 . Nr . 8339. Sinsheim .
Das Anmeldeverzeichniß der Stamm¬
erbberechtigten des Stammguts der
Freiherrn von Benningen - Ullner
zu Grombach liegt zur Einsicht der
Stammerbberechtigten auf die Dauer
eines Monats bei uns offen.

Dies wird mit der Aufforderung an
die Stammerbbrrechtigten bekannt ge¬
geben , Anträge auf Berichtigung oder
Ergänzung des Verzeichnisses rechtzeitig
innerhalb der Offenbarungsfrist unter
Vorlage der erforderlichen Urkunden
bei uns geltend zu machen.

Sinsheim , den 26 . Mai 1900.
Gr . Amtsgericht.

Srdt»-A«frns
B .742. Krozingen . Georg

Bleile , gebürtig von Mengen
Amt Staufen , in Amerika wo ! un»

Grunde liegenden Thatsachen ausge¬
stellten Erklärung verurtheilt werden.

Offenburg, den 13 . Juni 1900 .
Großh . Staatsanwaltschaft :

Röder .
Bckanntwachung .

B .630. Nr . 938. Rastatt . Durch
kriegsgerichtliches Erkenntnitz vom 31 .
Mar und 2 . Juni l. I . rst der Mus¬
ketier der 9 . Komp . Infanterie -Regi¬
ments Markgraf Ludwig Wilhelm
(3 . Bad .) Nr . 111 Theodor Lichten -
au er von Lautenbachzell , Kreis Get-
weiler im Elsaß , im Ungehorsamsver¬
fahren für fahnenflüchtig erklärt und
zu einer Geldstrafe von 160 M . ver-
urtheilt worden.

Rastatt , den 7 . Juni 1900.
König! . Kommandantur - Gericht ._

1752 . WieSloch .
Bekanntmachung

Zur Fortführung der Bermeffungs -
werke und der Lagerbüchernachfolgender
Gemarkungen ist im Einverstäiidniß mit
den Gemciiidcrärhen der bctheiligten
Gemeinden Tagfahrt , jeweils auf dem
Rathhause der betreffenden Gemeinde
anberaumt , für die Gemarkung :

Altwiesloch , Montag , den 25 . Juni
1900, Vormittags 8 Uhr.

Baierthal , Dienstag, den 26 Juni
I960, Vormittags 8 Uhr.

Dielheim , Mittwoch, den. 27 . Juni
1900, Vormittags 8 Uhr.

Die Grundeigenthümer werden hiebe»
mit dem Ansügen in Kenntniß gesetzt,
daß das Bcrzeichniß der seit der
letzten Fortführung eingetretencn, dem
Gemetuderaih bekannt gewordene»
Veränderungen im GruuöeigenthiiM
während acht Tagen vor dem
führungstermin zur Einsicht der Be-
theiligtcn aus dem Rathhause a»fliege,
etwaige Einwendungen gegen die
in dem Verzeichnis vor gemerkt «
Aenderungen rn dem Grünt eigenthtW
und deren Beurkundung >m Lagerbuq
sind dem FortführungsW amten m der
Tagfahrt vorzmrager . . , .

Die Gruudeigenthümer werden Mw-

zeitig aufgeiordcrl , die icn der ieU «
Fortführung in ihren: Grundeigentdu»
eingetretenrn, aus dem Grundbücher»«-
ersichtlichen Veränderungen dem F»A
führungsbeamten in der bezeichnen
Tagfahrt anzuwelden . Ueber die m «
Form derGrundstücke eingetretenenDe
anderungen sind die vorgeschriebe»
Handriffe und Meßurkunden vor B
Tagfahrt bei dem Gemeindcrath
in der Tagfahrt bei dem S °rE
ungsbeamten abzugeben, widrige !
dieselben auf Kosten der Bech-M »»

von Amtswegen beschafft werden r»E >

Auch werden in der Tagfahrt Ä»v»S
der Grundeigenthümer wegen D-w

bestimmung verloren gegangener «- ^
marken au ihren Grundstücken enrgeg
genommen. ,

Wiesloch, den 14 . Juni 1900
Der Großh BezirkSgeomerer Mevsr

BeranrworrltLer R7dakreur: Julius Satz rn Karlsruhe . — Druck und Verlag Brau n ' kcher : Ho - buchdruckere : » Karlsruhe .
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